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Vorwort 

Die Idee zu einer Arbeit über die privaten Rechtslehrer entstand nach dem 
Besuch des Repetitoriums von Herrn Rechtsanwalt Dr. Horst  Kuschmann  in 
den Jahren 1969 und 1970 in Frankfurt  am Main. Das dort von einem frühe-
ren wissenschaftlichen Assistenten der Frankfurter  Fakultät Gebotene kon-
trastierte dermaßen mit dem, was sich in der juristischen Literatur über das 
Repetitorenwesen fand, daß mich dieses Phänomen auch nach meinem Wech-
sel nach Tübingen beschäftigte. 

Dort fand ich schließlich Ende 1977 in Herrn Prof.  Dr. Dr. h.c. Thomas 
Oppermann  einen verständnisvollen Doktorvater, der - kooptiert mit der 
Fakultät für Sozial- und Verhaltenswissenschaften - mich mit diesem Thema 
annahm. Dafür,  und für den Rat, es historisch und dogmatisch zu akzentuie-
ren, danke ich ihm besonders. Zweitgutachter war Herr Professor  Dr. Günter 
Püttner,  der sich dankenswert mit der Arbeit engagiert befaßte. 

Das Manuskript wurde Anfang 1990 abgeschlossen. Die Schrift  ist im 
Frühjahr 1991 von der Juristischen Fakultät der Universität Tübingen als 
Dissertation angenommen und dank der Empfehlung von Herrn Prof.  Dr. 
Oppermann  in die „Tübinger Schriften zum Staats- und Verwaltungsrecht" 
aufgenommen worden. Dafür danke ich dem Herausgeber, Herrn Prof.  Dr. 
Wolf  gang Graf  Vitzthum.  Der Entwicklung seither gilt ein kurzer Nachtrag. 

Darmstadt, im September 1991 Wolf  gang Martin 
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Einleitung 

Angesichts der „ubiquitären Präsenz" juristischer Repetitorien muß man 
heute fragen: Ist es mit dem staatlichen Ausbildungsmonopol unter den für 
seine Aufrechterhaltung  vorgebrachten rechtlichen Gesichtspunkten noch 
vereinbar, wenn das Rechtsstudium faktisch zu einem nicht unerheblichen 
Teil aus der Juristenfakultät  hinausverlagert wird? Soll diese eines Tages zur 
Institution herabsinken, wo keine akademischen Lehrer, sondern lediglich 
beamtete Verteiler von Übungszeugnissen und Seminarscheinen tätig sind? 

Daß wir uns dazu auf dem besten Wege befinden, illustrieren nicht zuletzt 
jene Anzeigen in Fachzeitschriften, worin die sich früher  eher in einer Art 
Grauzone bewegenden Repetitorien heute offen  ihre Dienste anbieten. Es ist 
zwar noch immer kaum möglich, verläßliche Zahlen über den Repetitoriums-
besuch zu erhalten. Doch gibt es immerhin seit den fünfziger  Jahren eine 
Reihe von Umfragen, welche den Schluß erlauben, daß bis zu 90%1 aller 
Studenten es heute nicht wagen, ohne Hilfe eines juristischen Privatlehrers 
sich den Kommissionen der Justizprüfungsämter  zu stellen. 

Ist eine solche Entwicklung weg von der Hochschule in der historisch 
gewachsenen Struktur unserer Juristenausbildung „angelegt"? Der Beantwor-
tung dieser auch hinsichtlich möglicher Abhilfe-Vorschläge für die Zukunft 
nicht unwichtigen Frage soll zunächst eine Bestandsaufnahme, beginnend mit 
dem Jahre 1945, dienen. Dem wird die Entwicklung der Privatausbildung im 
selben Zeitraum gegenübergestellt. Darüber hinaus soll sowohl die staatliche 
als auch die private Juristenausbildung bis zu ihren Anfängen zurückverfolgt 
werden und zwar speziell unter dem Gesichtspunkt, wann und warum sich 
das Phänomen der Repetitoren herausgebildet hat. 

Nach diesem historischen Rekurs ist zu klären, ob die damaligen Entste-
hungsvoraussetzungen heute prinzipiell noch als gegeben angesehen werden 
können. Wenn schließlich jene „Verdrängungssituation", von welcher auszu-
gehen war, vor allem unter verfassungsrechtlichem Gesichtswinkel untersucht 
wird, so ebenfalls, um Möglichkeiten zu erarbeiten, wie einer prinzipiell 
monopolisierten staatlichen Ausbildung wieder zu ihrem Recht zu verhelfen 
ist. Entsprechende Abhilfevorschläge werden zur Diskussion gestellt. 

1 Die Untersuchungen und Schätzungen liegen zwischen 65% {Heldrich,  S. 91) und 
89% (so Braschos/Maas,  S. 63). Alex  (1967), zit. nach Christian,  S. 4, ermittelte 
79%; Köhler  führt  Gudian  an, der im WS 1969/70 auf 86% kam. 



Erster  Teil 

Bestandsaufnahme der Juristenausbildung 
- Universitätsphase - in der Bundesrepublik 

Deutschland 

Erster A b s c h n i t t 

Die staatliche Ausbildung 

Es sollen die Universitäten als Träger des staatlichen Ausbildungsmono-
pols mit den daneben bestehenden privaten juristischen Repetitorien vergli-
chen werden. Zu diesem Zwecke wird zunächst die staatliche Juristenausbil-
dung - getrennt nach der herkömmlichen und mittlerweile für Anfanger 
wieder allein verbindlichen und der sogenannten einstufigen1 - sowohl hin-
sichtlich der Rechtslage als auch der tatsächlichen Ausgestaltung kurz ge-
schildert. 

A. Heutiger Rechtszustand in seiner Entwicklung seit 1945 

I. Herkömmliche2 Ausbildung 

1. Ausbildung zum Justizjuristen3 

Wer nach sedes materiae  der deutschen Juristenausbildung fragt,  sieht sich 
an eine nicht ohne weiteres erwartete Stelle verwiesen: nämlich das deutsche 
Richtergesetz4. „Zusammen mit den Landesrichtergesetzen ... (leitet es) erst-

1 Die, worauf deren Gegner hinweisen, im Grunde eine - jeweils unterschiedlich 
ausgestaltete - mehrstufige Ausbildung ist — beziehungsweise war. 

2 Vgl. dazu „eine vergleichende Bestandsaufnahme" von Oerwort,  JuS 1984, S. 491 
ff. 

3 Für diese begriffliche  „Abschichtung" auch Burgbacher/Gartmann/Grunow/ 
Knieper/Rehbinder/Röttger/Wahl,  S. 11. 

4 Ursprünglich vom 8.9.1961 (BGBl. I. S. 713); die letzte Änderung stammt vom 
25.7.1984 (BGBl. I. S. 995). 
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mais in Deutschland eine Gesetzgebung auf dem Gebiet des Richterdienst-
rechts" ein, „deren Ausgangspunkt die Erkenntnis ist, daß die Richter als 
Träger der Rechtsprechung eine prinzipiell andere Aufgabe und Stellung als 
die Angehörigen der vollziehenden Gewalt haben."5 Dort finden sich neben 
§ 5 in den §§ 5a bis 5d Rahmenregelungen, die durch Landesgesetze unter 
Ergänzung durch flankierende Rechtsverordnungen ausgefüllt wurden6. Be-
merkenswert erscheint, daß „bundesrechtliche Vorschriften  über die nach § 5 
Abs. 1 vorgeschriebenen Prüfungen"7 erstmals durch § 5d DRiG mit Wir-
kung vom 16.6.1972 aufgenommen wurden8. 

a) Studium 

Die §§ 5 Abs. 1 und 5a Abs. 1 schreiben ein dreieinhalbjähriges Univer-
sitätsstudium9 vor. Damit ist bereits für diese Phase solange ein staatliches 
Ausbildungsmonopol gegeben, als keine privaten deutschen Universitäten mit 
juristischen Lehrstühlen existieren10. Allerdings war der Gesetzgeber im 

5 Schmidt-Räntsch,  S. 35. Gerner/Decker/Kaufmann,  S. 53: »... erhob bereits der 
Frankfurter  Oberbürgermeister  Adickes in seiner berühmten Rede vor dem preußi-
schen Herrenhaus am 30. März 1906 die Forderung nach grundlegenden Änderungen 
in der Struktur des deutschen Richterrechts, insbesondere nach Herauslösung der 
Richter aus der Beamtenhierarchie.'4 

6 Letzteres ist etwa in Bayern der Fall, wobei die Rechtsverordnung auf dem Be-
amtengesetz gründet. Zusammenstellung bei Schönfelder,  Nr. 97. 

7 Schmidt-Räntsch,  S. 86. 
8 Durch Art. I Nr. 2 des Gesetzes zur Änderung des DRiG vom 10.9.1971 (BGBl. 

I. S. 1557). 
9 „Regelmäßig wird als Universität zu bezeichnen sein, was so in einem Staat 

genannt ist", Wieczorek,  Anm. Β II A zu § 2 GVG; zu den AbgrenzungsSchwierigkei-
ten heute aufgrund der „Akademisierung des tertiären Bildungsbereiches" Rupp, 
HdBWissR, S. 40. 

10 Oppermann,  S. 320; ders.  spricht (JZ 1983, S. 857 [865]) von einer förmlichen 
Einfügung einer „Privathochschulfreiheit  in die Verfassung - analog zu Art. 7 Abs. 4 
GG - , von der „eine stimulierende Wirkung auf die staatlichen Universitäten ausge-
hen könnte"; ähnlich ders.  in DVB1. 1983, S. 865; dazu ferner  Röttgen,  S. 22 ff.; 
Nachweise bei Woljf-Bachof  II, S. 298. Ausdrücklich vorgesehen sind Privathoch-
schulen in Art. 61 der hessischen Verfassung sowie in Art. 30 der rheinland-pfälzi-
schen Verfassung. — In Rheinland-Pfalz hat denn auch zum 1.10.1984 die Wissen-
schaftliche Hochschule für Unternehmensführung  Koblenz - mit zunächst 39 Studen-
ten und 9 Studentinnen - den Lehrbetrieb eröffnet,  JuS 1985, Heft 1, S. IX; laut DER 
SPIEGEL vom 29.8.1988 (Nr. 35), S. 66, eine „,Manager-Schmiede' ... (mit) zur Zeit 
170 Studenten". Die frühere  private Medizinische Hochschule und heutige Universität 
Herdecke-Witten (mit bisher vier Fakultäten [Medizin, Zahnmedizin, Wirtschafts- und 




